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1. Ausgangslage  

Seit 2022 sind Transparenzregeln zur Politikfinanzierung in Kraft. Die Eidgenössische Fi-
nanzkontrolle (EFK) ist die Vollzugsbehörde. Ein externes Evaluationsbüro evaluierte die 
Wirksamkeit (vgl. Evaluationsbericht vom 10. Juli 2025).1 In diesem Zusammenhang steht 
auch die Frage im Raum, ob die Vollzugsaufgaben bei einer obersten Finanzaufsichtsbe-
hörde angemessen angesiedelt sind.  
 
Bezüglich der Aufgabenansiedelung wurde im Rahmen der Evaluation ermittelt, ob die EFK 
diese Aufgabe bislang gut wahrgenommen hat und damit prädestiniert ist, diese Vollzugs-
aufgabe weiterhin wahrzunehmen. Die EFK hat hierzu ein ausgezeichnetes Zeugnis erhal-
ten. Die Evaluation empfiehlt daher, aus einer praktischen Perspektive in Zukunft an der 
EFK als zuständige Stelle für die Umsetzung der Transparenzregeln festzuhalten. Zur 
Frage, ob die EFK aus einer rechtlichen Perspektive für die Umsetzung verantwortlich sein 
kann und sollte, wird im Rahmen der Evaluation keine Stellung bezogen.  
 
Überdies stellt sich die Frage, ob die Wahrnehmung einer reinen Vollzugsaufgabe mit der 
Aufsichtsfunktion der EFK als oberste Finanzaufsichtsbehörde des Bundes vereinbar ist – 
dies insbesondere vor dem Hintergrund allfälliger Unabhängigkeits-, Reputations- und 
Glaubwürdigkeitsprobleme, die sich aus der Funktion als zuständige Stelle nach Art. 76g 
des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vom 17. Dezember 1976 (BPR)2 ergeben 
können. 
 
Vor diesem Hintergrund soll eine Studie die nachfolgenden Fragen klären, welche auch in 
der politischen Debatte zur geplanten Revision der Transparenzbestimmungen eine Rolle 
spielen dürften. Die EFK hält eine wissenschaftlich gestützte und unabhängige Studie als 
Entscheidungsgrundlage für angebracht und wichtig. 
 
 
2. Fragestellung 

Im Zentrum steht die Frage, ob es aus Sicht der Unabhängigkeit, Glaubwürdigkeit und des 
Kernauftrages der EFK sinnvoll ist, die Vollzugsaufgaben bei der Politikfinanzierung lang-
fristig weiterhin bei der EFK anzusiedeln. Gemäss Auftrag vom 6. September 2025 werden 
folgende Fragen zur Klärung unterbreitet:  
 

 
1 Interface, Evaluation über die Transparenzregeln betreffend Politikfinanzierung, Schlussbericht zuhanden des Bundesamts für 
Justiz (BJ), 10. Juli 2025. 
2 SR 161.1. 
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(1) Ist die Einhaltung der internationalen Berufsstandards einer obersten Finanzaufsicht 
und des Finanzkontrollgesetzes durch die Wahrnehmung der Vollzugsaufgabe im Be-
reich der Politikfinanzierung gefährdet? 

(2) Wie gewichtig sind die von der EFK vorgebrachten Risiken (Unabhängigkeit, Reputa-
tion, Glaubwürdigkeit) für die Ausübung des Kernauftrages, sofern diese Vollzugsauf-
gabe weiterhin durch die EFK wahrgenommen würde? 

(3) Wie sind die Aufgaben in anderen Ländern sowie in den Schweizer Kantonen und Städ-
ten angesiedelt? 

(4) Falls entschieden wird, diese Vollzugsaufgabe bei der EFK zu belassen, unter welchen 
Bedingungen sollte dies erfolgen?  

 
Die vorliegende Fragestellung betrifft nicht ausschliesslich in der Jurisprudenz gängige The-
menbereiche der Rechtmässigkeit eines bestimmten Zustandes oder bestimmter Handlun-
gen. Sondern es geht auch um Risiken für die Unabhängigkeit, Reputation und Glaubwür-
digkeit. Gefragt wird nach Gefahren hinsichtlich der Sach- und Fachkompetenz sowie der 
Vertrauenswürdigkeit. Diesbezüglich handelt es sich um Fragen, wie sie insbesondere im 
Risikomanagement gestellt und auch dort nicht immer abschliessend beantwortet werden 
können. Die vorliegende Studie befasst sich mit der Fragestellung aus rechtlicher Sicht. 
 

 

3. Rechtsgrundlagen 

3.1 Bundesverfassung  

Die Eidgenössische Finanzkontrolle selbst findet in der Bundesverfassung keine ausdrückli-
che Grundlage, was international einen Sonderfall darstellt.3 Indirekt verankert ist die Eidge-
nössische Finanzkontrolle indessen in der Bundesverfassung, indem sie in den Diensten der 
obersten Finanzaufsichtsbehörden des Bundes steht, die direkt dafür in der Bundesverfassung 
bestimmt werden.4 Zu beachten ist im Weiteren, dass die wesentlichen Bestimmungen zu Or-
ganisation und Aufgaben der EFK im Finanzkontrollgesetz als materielles Verfassungsrecht 
gelten.5 Verfassungsrang dürften Normen zur Stellung der EFK, zu den Aufgaben sowie zur 
Garantie der Unabhängigkeit aufweisen. 
 
Die Bedeutung des Verfassungsrangs erörtert BRÜGGER mit Hinweis auf KOLLER: „Stefan Kol-
ler hat in seinem opus magnum einlässlich dargelegt, dass sowohl eine Institutionsgarantie als 
auch eine Funktionsgarantie auf Verfassungsstufe verankert werden sollte. Er sieht die 
Schutzwirkung auch darin, dass einer Rechnungskontrollbehörde vom einfachen Gesetzgeber 
keine Aufgaben entzogen oder auf der andern Seite so viele Aufgaben zugewiesen werden 

 
3 SGK-BV-STAUFFER, Art. 167 N 9. 
4 Für die Bundesversammlung Art. 167 BV und für den Bundesrat Art. 183 BV.  
5 Siehe MÄCHLER, S. 361, mit weiteren Hinweisen; ohne nähere Befassung a.A. BSK-BV-HÄGGI FURRER/GÜN-

TERT/MERKER, Art. 167 N 10, mit weiteren Hinweisen; siehe dazu auch Kap. 3.2 hiernach. 
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können, dass sie ihre Kernaufgabe der Finanzkontrolle nicht mehr im nötigen Ausmass wahr-
nehmen kann.“6 
 
Die kantonalen Finanzkontrollen haben demgegenüber häufig eine ausdrückliche Grund-
lage in den Kantonsverfassungen.7 
 
 
3.2 Finanzkontrollgesetz 

Das Bundesgesetz über die Eidgenössische Finanzkontrolle vom 28. Juni 1967 (FKG)8 re-
gelt die Stellung der Eidgenössischen Finanzkontrolle, deren Organisation, deren Aufga-
ben, das Verfahren bei Beanstandungen und die Berichterstattung sowie den dienstlichen 
Verkehr derselben. 
 
Gemäss Art. 1 Abs. 1 FKG zur Stellung der EFK ist die Eidgenössische Finanzkontrolle das 
oberste Finanzaufsichtsorgan des Bundes, die in ihrer Prüfungstätigkeit nur der Bundesver-
fassung und dem Gesetz verpflichtet ist.9 Die Eidgenössische Finanzkontrolle ist gemäss 
Art. 1 Abs. 2 FKG im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften selbständig und unabhängig.10 
Der EFK kommt aufgrund der Weisungsungebundenheit mithin eine Unabhängigkeit zu, 
welche mit derjenigen einer Gerichtsbehörde vergleichbar ist.11 Gemäss Art. 1 Abs. 2 FKG 
kann die EFK die Übernahme von Sonderaufträgen des Bundesrates oder der Bundesver-
sammlung12 ablehnen, wenn diese die Unabhängigkeit und Unvoreingenommenheit ihrer 
künftigen Prüftätigkeit oder die Abwicklung des Revisionsprogrammes gefährden. Damit 
soll eine Instrumentalisierung durch die Exekutive und Politik verhindert werden.13 
 
Die Aufgaben der EFK werden im Einzelnen in Art. 6 und Art. 7 FKG umschrieben. Die 
Unabhängigkeit der EFK zeigt sich dabei auch darin, dass sie ihr Prüfprogramm autonom 
erstellt.14 Im Rahmen der Revision des FKG 1994 wurde die EFK von systemfremden Exe-
kutiv-Aufgaben entlastet.15 Ebenso sind der Bereich der Aufsicht durch die EFK in Art. 8 
und Art. 16 FKG sowie die Prüfkriterien in Art. 5 FKG gesetzlich umschrieben. Hinzu 

 
6 BRÜGGER, Unabhängigkeit, S. 3, mit Hinweis auf KOLLER, S. 682 f. 
7 Siehe MÄCHLER, S. 360 f. 
8 SR 614.0. 
9 Vgl. auch BRÜGGER, Unabhängigkeit, S. 4. 
10 LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 398; für die Unterteilung zwischen Unabhängigkeit und Selbständigkeit 

siehe KV-ZH-HUBLER, Art. 129 N 14 ff. 
11 Siehe GRÜTER/RIEDI, Rz 31. 
12 LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 399. 
13 LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 399. 
14 Siehe MÄCHLER, S. 361 f. 
15 Botschaft FKG 1994, S. 728: „Mit der Herauslösung der EFK aus dem Anweisungsverkehr (Gegenzeich-

nung der Zahlungsanweisungen) verliert die EFK einerseits eine für die oberste staatliche Finanzaufsichts-
behörde systemfremde Exekutiv-Aufgabe…“ und S. 734: „Die EFK wird gegenüber heute von Aufgaben 
der internen Revision entlastet und als externe Revisionsinstanz der Bundesverwaltung konzipiert.“ 
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kommen die Vorgaben hinsichtlich der Berichterstattung und deren Veröffentlichung ge-
mäss Art. 14 FKG.16 
 
In der Literatur wird die Auffassung vertreten, dass die wesentlichen Bestimmungen des 
FKG zu Stellung und Aufgaben der EFK materielles Verfassungsrecht darstellen.17 Die De-
klaration von Lima über die Leitlinien der internationalen Organisationen der obersten Rech-
nungskontrollbehörden (INTOSAI; International Organization of Supreme Audit Institutions) 
empfiehlt denn auch die Festlegung externer Finanzkontrollbehörden auf der Stufe des Ver-
fassungsrechts.18 
 
Im Weiteren zu nennen sind folgende Elemente der Unabhängigkeit der EFK: 
− Die Eidgenössische Finanzkontrolle ist administrativ dem Eidgenössischen Finanzde-

partement beigeordnet (Art. 1 Abs. 3 FKG). Es handelt sich bei der EFK mithin um eine 
Verwaltungsbehörde der dezentralen Bundesverwaltung (Anhang 1, Ziffer B.V.2.1. 
RVOV i.V.m. Art. 2 Abs. 3 RVOG).19 

− Selbständigkeit in Bezug auf die Budgetanträge und auf die Personalausstattung bzw. 
den Beizug von Sachverständigen (Art. 2 Abs. 2 und Art. 3 FKG).20 

− Der Voranschlag der EFK wird vom Parlament genehmigt, ohne die Möglichkeit von 
Eingriffen oder Anpassungen durch den Bundesrat.  

− Die Wahl der Direktorin oder des Direktors der EFK erfolgt durch den Bundesrat mit 
einer Amtsdauer von sechs Jahren, wobei die Wahl durch die Bundesversammlung zu 
genehmigen ist (Art. 2 Abs. 2 FKG).21 

 
 
3.3 Bundesgesetz über die politischen Rechte und Verordnung über die Transparenz 

bei der Politikfinanzierung 

Die am 10. Oktober 2017 eingereichte eidgenössische Volksinitiative «Für mehr Transpa-
renz in der Politikfinanzierung (Transparenz-Initiative)»22 sah vor, dass die Offenlegung der 
Finanzierung von politischen Parteien sowie von Wahl- und Abstimmungskampagnen 

 
16 Die Botschaft FKG 1998, S. 4720, äussert sich dazu wie folgt: „Der Souverän hat ein legitimes Interesse 

daran, über die Verwendung der Steuergelder durch die Staatsverwaltung auf dem Laufenden gehalten zu 
werden. Die EFK soll deshalb die Kompetenz erhalten, nicht nur ihren jährlichen Tätigkeitsbericht, sondern 
auch einzelne Berichte, insbesondere im Bereich von Wirtschaftlichkeitsprüfungen, nach Behandlung des 
Geschäftes durch die Finanzdelegation zu publizieren (Art. 14 Abs. 2).“ 

17 Siehe die Literaturhinweise in Kap. 3.1 hiervor. 
18 MÄCHLER, S. 361, mit weiteren Hinweisen; GRÜTER/RIEDI, Rz. 29; BRÜGGER, Unabhängigkeit, S. 3; zu IN-

TOSAI siehe im Weiteren Kap. 4 hiernach. 
19 BRÜGGER, Unabhängigkeit, S. 4. 
20 Die Botschaft FKG 1994, S. 731, äussert sich dazu wie folgt: „Selbstverständlich ist es, und bedarf keiner 

besonderen gesetzlichen Bestimmung, dass eine staatliche Finanzaufsichtsbehörde personell ausrei-
chend dotiert und mit den nötigen Krediten versehen sein muss, um ihre Prüfungsaufgaben angemessen 
erfüllen zu können“. 

21 BRÜGGER, Unabhängigkeit, S. 4.  
22 Eidgenössische Volksinitiative „Für mehr Transparenz in der Politikfinanzierung (Transparenz-Initiative)“. 

https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis466t.html
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gegenüber der Bundeskanzlei erfolgt, welche die Informationen veröffentlicht. Am 21. Ja-
nuar 2019 beschloss die Staatspolitische Kommission des Ständerates (SPK-S), einen in-
direkten Gegenvorschlag zur Transparenz-Initiative auszuarbeiten und reichte dazu eine 
Kommissionsinitiative ein,23 die von beiden Räten angenommen wurde. 
 
Das Bundesgesetz über die politischen Rechte vom 17. Dezember 1976 (BPR)24 sieht in 
der geänderten Fassung vom 18. Juni 2022 vor, dass die in der Bundesversammlung ver-
tretenen politischen Parteien (Art. 76b Abs. 1 BPR) und Kampagnenführende für eine eid-
genössische Wahl oder Abstimmung (Art. 76c Abs. 1 BPR) ihre Finanzierung offenzulegen 
haben. Das Nähere zu den Offenlegungspflichten wird in Art. 76b Abs. 2 – Art. 76d BPR 
geregelt. Umschrieben werden dabei auch die Fristen und Modalitäten der Offenlegungs-
pflichten. Die zuständige Stelle nimmt eine Kontrolle der Angaben und Dokumente vor (Art. 
76e BPR) und veröffentlicht anschliessend diese Angaben und Dokumente auf ihrer Inter-
netseite (Art. 76f BPR). 
 
Gemäss Art. 76g BPR bezeichnet der Bundesrat die Behörde, welche für die Kontrolle und 
Veröffentlichung zuständig ist. Der Bericht der Staatspolitischen Kommission des Stände-
rates betreffend Parlamentarische Initiative „Mehr Transparenz in der Politikfinanzierung“ 
äussert sich dazu wie folgt: „Die Aufgaben der zuständigen Stelle könnte eine Behörde der 
zentralen Bundesverwaltung [Hervorhebung nur hier] wahrnehmen. Dies würde ermögli-
chen, die Kontrolle und Veröffentlichung – anders als mit der Einsetzung einer neuen, ver-
waltungsunabhängigen Behörde – mit verhältnismässigem Aufwand zu organisieren. Je-
denfalls erscheint es sinnvoll, die Angaben über die Finanzierung der politischen 
Akteurinnen und Akteure einheitlich und an einem einzigen Ort zu publizieren.“25 Der Bericht 
der Staatspolitischen Kommission des Ständerates äussert sich mithin nicht zur Möglich-
keit, diese Aufgabe der EFK zu übertragen.26 In der parlamentarischen Beratung wurde die 
Frage der zuständigen Kontrollbehörde soweit ersichtlich27 nicht thematisiert. 
 
In der Verordnung über die Transparenz bei der Politikfinanzierung vom 24. August 2022 
(VPofi)28 hat der Bundesrat die Offenlegungs- und Meldepflichten näher umschrieben (Art. 
3 – 6 und Art. 8 – 10 VPofi). Als Kontrollbehörde hat der Bundesrat die Eidgenössische 
Finanzkontrolle als Verwaltungsbehörde der dezentralen Bundesverwaltung29 bestimmt 
(Art. 7 VPofi) und deren Aufgaben im Detail geregelt (Art. 11 – 17 VPofi).30 Dies ist umso 

 
23 Pa. Iv. 19.400, SPK-S, „Mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung“. 
24 SR 161.1. 
25 Bericht SPK, S. 7895. 
26 In seiner Stellungnahme vom 27. November 2019 zum Bericht der SPK äussert sich der Bundesrat nicht 

zur Frage der zuständigen Behörde. 
27 Durchsicht der Ratsprotokolle des Ständerates und des Nationalrates. 
28 SR 161.18. 
29 Siehe Kap. 3.2 hiervor. 
30 Zur Begründung findet sich im erläuternden Bericht des BJ vom 24. August 2022 zur Verordnung über die 

Transparenz der Politikfinanzierung, S. 15, lediglich folgendes: „Gemäss Artikel 76g BPR bezeichnet der 
Bundesrat die Behörde, die für die Kontrolle der Angaben und Dokumente nach Artikel 76e BPR und die 
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erstaunlicher als die Staatspolitische Kommission des Ständerates davon ausgegangen ist, 
dass eine Behörde der zentralen Bundesverwaltung mit diesen Aufgaben betraut wird und 
in der parlamentarischen Beratung dies nicht anderweitig diskutiert worden ist. So hält denn 
auch der Bundesrat in seiner Medienmitteilung vom 24. August 2022 folgendes fest: „Die 
EFK war in den parlamentarischen Beratungen zur Änderung des BPR noch nicht als Kon-
trollstelle vorgesehen.“31 
 
In seinem Rechtsgutachten zur Frage der Eidgenössische Finanzkontrolle als zuständige 
Stelle zum Vollzug der neuen Vorschriften über Transparenz bei der Politikfinanzierung 
kommt BIAGGINI insbesondere zum Schluss, dass es sich aufgrund der besonderen Stellung 
und das Aufgabenfelds der Eidgenössischen Finanzkontrolle als unzulässig erweist, sie 
mittels Verordnung als zuständige Vollzugsbehörde zu bezeichnen.32 Seine Ausführungen 
beschränken sich indessen nicht nur auf die Frage, ob die EFK durch eine blosse Bundes-
ratsverordnung mit einer solchen Vollzugsaufgaben betraut werden kann, sondern äussern 
sich auch grundsätzlich zur Gewährleistung der Selbständigkeit und Unabhängigkeit. So 
weist er darauf hin, dass „die Zuweisung zusätzlicher Aufgaben die Erfüllung der ange-
stammten – in Selbständigkeit und Unabhängigkeit zu erfüllenden Aufgaben – erschweren 
oder gar gefährden könnte.“33 Und weiter: „In der Sache geht es … um den administrativen 
Vollzug gesetzlicher Vorschriften, die bestimmten Privaten Verpflichtungen in Form von Ge-
boten und Verboten auferlegen …, nicht um Fragen der Finanzaufsicht im Bereich der ver-
fassungsmässigen Finanzkompetenzen der Bundesversammlung oder um Fragen der ver-
fassungsmässigen (Ober-) Aufsichtsausgaben … “.34 
 
 
3.4 Vorläufige Folgerungen aus den Rechtsgrundlagen für die vorliegende Fragestel-

lung 

Die wesentlichen Bestimmungen des FKG zu Stellung und Zuständigkeiten der EFK stellen 
materielles Verfassungsrecht dar. Sie können mithin weder auf Verordnungs- noch auf Ge-
setzstufe geändert werden, sofern die Änderungen dem Wesensgehalt widersprechen 

 
Veröffentlichung nach Artikel 76f BPR zuständig sein soll. In Artikel 7 Absätze 1 und 2 wird nun festgehal-
ten, dass die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) diese Aufgabe übernimmt bzw. die Meldungen der 
politischen Akteurinnen und Akteure entgegennimmt, kontrolliert und veröffentlicht. Die EFK hat das erfor-
derliche Know-How in Buchhaltungsangelegenheiten. Im Weiteren fällt der Aufwand bei einer Aufgaben-
übertragung an die EFK geringer aus, als wenn für die Kontrolle eine neue Stelle (wie z.B. eine ausser-
parlamentarische Kommission) errichtet würde. Die EFK ist zudem unabhängig bzw. weisungsungebunden 
und dennoch Teil der dezentralen Verwaltung, so dass eine Grundlage in der Verordnung ausreicht, um 
ihr diese Aufgaben zu übertragen (Art. 2 Abs. 3 RVOG [SR 172.010] i.V.m. Art. 6 und 7a Abs. 1 Bst. b 
RVOV [SR 172.010.1] sowie Anhang 1, Ziff. B./V./2.1.1).„ – Eine Auseinandersetzung mit den verfassungs- 
und den essentiellen finanzrechtlichen Grundlagen sowie mit den internationalen Standards fehlt indessen. 

31 Medienmitteilung des Bundesrates vom 24. August 2022, <https://www.news.admin.ch/de/nsb?id=90040> 
(besucht am 02. Dezember 2025). 

32 BIAGGINI, S. 29. 
33 BIAGGINI, S. 27 [Hervorhebungen nur hier], mit Hinweis auf SGK-BV-STAUFFER/CAVELTI, Art. 167 N 9. 
34 BIAGGINI, S. 27 [Hervorhebungen nur hier]. 
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würden. Dies setzt der Übertragung von Verwaltungsaufgaben an die EFK Grenzen. So 
können ihr insbesondere nicht Aufgaben übertragen werden, die ihre Unabhängigkeit be-
einträchtigen oder ihre Stellung als oberste Finanzaufsichtsbehörde unterlaufen bzw. ge-
fährden.  
 
BIAGGINI gelangt in seinen Ausführungen zur Regelung der Politikfinanzierung zum Ergeb-
nis, dass die Zuweisung zusätzlicher Aufgaben an die EFK die Erfüllung der angestammten, 
in Selbständigkeit und Unabhängigkeit zu erfüllenden Aufgaben erschweren oder gar ge-
fährden könnte. 
 
Zudem weist er darauf hin, dass es bei diesen Kontrolltätigkeiten um den administrativen 
Vollzug gesetzlicher Vorschriften geht, die im Kontext der Finanzaufsicht im Bereich der 
verfassungsmässigen Finanzkompetenzen der Bundesversammlung bzw. der verfassungs-
mässigen (Ober-) Aufsichtsaufgaben als systemwidrig erscheinen. 
 
Die am Ursprung liegende Transparenz-Initiative sah die Bundeskanzlei als Behörde vor, 
gegenüber welcher die Rechenschaftsablage zu erfolgen hat und die für die Veröffentli-
chung der Informationen zuständig sein soll. Der Bericht der Staatspolitischen Kommission 
des Ständerates betreffend Parlamentarische Initiative „Mehr Transparenz in der Politikfi-
nanzierung“ ging von einer Behörde der zentralen Bundesverwaltung als Kontrollbehörde 
aus. Die parlamentarische Beratung hat daran nichts geändert. Die Übertragung der Kon-
trolle der Politikfinanzierung an die EFK als Teil der dezentralen Bundesverwaltung wider-
spricht demzufolge dem Willen des Gesetzgebers. 
 
 
4. Internationale Standards 

4.1 INTOSAI und EUROSAI 

4.1.1 Übersicht 
 
INTOSAI ist eine Organisation der obersten Rechnungskontrollbehörden von rund zweihun-
dert Staaten, des Europäischen Rechnungshofes als supranationaler Organisation sowie 
einiger global tätiger Organisationen wie der Weltbank mit Beobachterstatus.35 Sie wurde 
1953 mit Sitz in Wien gegründet und befasst sich mit internationalem Standardsetting im 
Bereich der Prüfungen im öffentlichen Bereich. Innerhalb der INTOSAI befasst sich das 
INTOSAI Professional Standards Committee (INTOSAI PSC) mit dem Standardsetting, ins-
besondere mit den International Standards of Supreme Audit Institutions (ISSAI). Sie sind 
zur Anwendung bei Prüfungen im öffentlichen Bereich vorgesehen, werden punktuell immer 
wieder revidiert und verkörpern Empfehlungen für die in der INTOSAI organisierten 

 
35 <https://www.intosai.org/de/ueber-uns.html> (besucht am 22. November 2025); siehe BRÜGGER, Evolution, 

S. 116; Botschaft FKG 1994, S. 732 f. 
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Rechnungskontrollbehörden. Standards ergeben sich zudem auch aus der Europäischen 
Organisation der Obersten Rechnungskontrollbehörde (EUROSAI)36 als eine von mehreren 
Arbeitsorganisationen. 
 
 
4.1.2 INTOSAI-Standard bezüglich Unabhängigkeit oberster Rechnungskontrollbehörden 

(ORKB) im Besonderen 

Die Richtlinien und Deklaration dienen als Richtwerte für die Tätigkeit und die Unabhängig-
keit der Kontrollbehörden.37 Die Grundsätze der Lima-Deklaration, wiedergegeben in INTO-
SAI-P1, werden im FKG umgesetzt, womit die EFK über die nach internationalen Standards 
notwendige Unabhängigkeit in institutioneller, funktioneller sowie finanzieller Hinsicht ver-
fügt.38 
 
Zentral ist folgende Aussage: «Die INTOSAI ist eine überzeugte Verfechterin der Unabhän-
gigkeit von ORKB.»39 Es wurden demzufolge zahlreichen Massnahmen zur Förderung und 
Bewusstseinsschaffung für dieses Thema getroffen.40 
 
Oberste Rechnungskontrollbehörden können ihre Aufgaben nur dann objektiv und wir-
kungsvoll erfüllen, wenn sie von der überprüften Stelle unabhängig gestellt und gegen Ein-
flüsse von aussen geschützt sind.41 
 
 
4.1.3  INTOSAI Framework of Professional Pronouncements (IFPP) und weitere Stand-

ards 

Die IFPP bestehen aus den Prinzipien, welche die Tätigkeit von obersten Rechnungskon-
trollbehörden (ORKB) betreffen, so etwa die ISSAI - 100 - Fundamental Principles of Public-
Sector Auditing.42 Relevant für den Aufgabenbereich und die Aufgabenerfüllung einer 
ORKB erscheinen insbesondere die folgenden Bestimmungen: 
 

 
36 <https://www.eurosai.org/en/about-us/about-eurosai/> (besucht am 26. November 2025). 
37 LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 357; GRÜTER/RIEDI, Rz. 13. 
38 LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 399. 
39 Siehe INTOSAI, Die Unabhängigkeit Oberster Rechnungskontrollbehörden (ORKB), <www.into-

sai.org/fileadmin/downloads/focus_areas/independence/DE_250522_Handout_Independence.pdf> (be-
sucht am 02. Dezember 2025). 

40 Siehe im Einzelnen ebenfalls INTOSAI, Fn. 39, <www.intosai.org/fileadmin/downloads/focus_areas/inde-
pendence/DE_250522_Handout_Independence.pdf> (besucht am 02. Dezember 2025). 

41 INTOSAI, Fn. 39, <https://www.intosai.org/fileadmin/downloads/focus_areas/indepen-
dence/DE_250522_Handout_Independence.pdf> (besucht am 02. Dezember 2025); so auch die die De-
klaration von Lima über die Leitlinien der internationalen Organisationen der obersten Rechnungskontroll-
behörden § 5 Ziff. 1.  

42 <https://www.issai.org/pronouncements/issai-100-fundamental-principles-of-public-sector-auditing/> (be-
sucht am 02. Dezember 2025). 
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14) Zum Aufgabenbereich einer ORKB können darüber hinaus weitere Aufgaben im 
Zusammenhang mit ordnungsgemässer Verwaltung sowie sachgemässer und wirt-
schaftlicher Haushaltsführung gehören. Art und Umfang dieser Aufgaben sowie der 
betreffenden Berichterstattung können variieren, da sie sich nach dem jeweiligen 
Prüfungsauftrag richten. […] 
 

20) Je nach Prüfungsart sind unterschiedliche Prüfungsziele festgelegt, wobei Gover-
nance in jedem Fall gefördert wird durch: 
− Lieferung unabhängiger, objektiver und zuverlässiger sowie durch ausreichende 

und angemessene Prüfungsnachweise untermauerter Erkenntnisse, Schlussfol-
gerungen und Stellungnahmen zu öffentlichen Einrichtungen für die Berichtsemp-
fänger; 

− Förderung der Rechenschaftslegung und Transparenz sowie kontinuierliche Ver-
besserung der Zuverlässigkeit im Hinblick auf die Ordnungs- und Rechtmässig-
keit sowie Wirtschaftlichkeit der 10 ISSAI 100 – Allgemeine Grundsätze der staat-
lichen Mittelverwendung durch den Staat; Erhöhung der Wirksamkeit der 
gegenüber der Regierung und den mittelverwaltenden Stellen mit Überwachungs- 
und Sanktionsrechten ausgestatteten Stellen im Verfassungsgefüge; 

− Hinwirken auf den angestrebten Wandel durch die Gewinnung von Prüfungser-
kenntnissen, umfassende Analysen und gut fundierte Verbesserungsvorschläge. 

 
21) Die wichtigsten Prüfungsarten sind die Prüfung der Rechnungsführung, die Ord-
nungs- und Rechtmässigkeitsprüfung und die Wirtschaftlichkeitsprüfung (im weites-
ten Sinne). Die jeweils anzuwendenden Prüfungsnormen richten sich nach den Prü-
fungszielen. […] 
 

38) Das Prüfungspersonal hat den einschlägigen berufsethischen Anforderungen zu 
genügen und seine Unabhängigkeit zu wahren. Die Grundhaltung des Prüfungsper-
sonals hat sich an den berufsethischen Grundsätzen zu orientieren, die in die inter-
nen Vorgaben der ORKB als selbstverpflichtende Verhaltensleitlinien aufzunehmen 
sind. Das Prüfungspersonal sollte ferner seine Unabhängigkeit sicherstellen, um Prü-
fungsberichte unparteiisch zu gestalten und nicht angreifbar zu machen (vgl. dazu 
INTOSAI-P10 – Deklaration von Mexiko sowie ISSAI 130 – Pflichten und Verhaltens-
kodex zu Integrität, Objektivität, Fachkompetenz und Sorgfalt, beruflicher Verschwie-
genheit und professionellem Verhalten).  

 
Im vorliegenden Zusammenhang wesentlich erscheint zunächst, dass grundsätzlich zum 
Aufgabenbereich einer obersten Rechnungskontrollbehörde zwar weitere Aufgaben hinzu-
kommen können, wobei diese indessen im Zusammenhang mit „ordnungsgemässer Ver-
waltung sowie sachgemässer und wirtschaftlicher Haushaltsführung“ stehen müssen (vgl. 
Ziff. 14 oben). 
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Ebenfalls von zentraler Bedeutung sind die Ausführungen zur Berichterstattung (vgl. Ziff. 
20 erstes Lemma oben) und sowie zur «Rechenschaftslegung und Transparenz, kontinu-
ierliche Verbesserung der Zuverlässigkeit im Hinblick auf die Ordnungs- und Rechtmässig-
keit sowie Wirtschaftlichkeit» (vgl. Ziff. 20 zweites Lemma oben). Beide Themenbereiche 
werden durch weitere Standards von INTOSAI verdeutlicht, so etwa hinsichtlich der Öffent-
lichkeit der Berichterstattung in INTOSAI-P1 (Deklaration von Lima) sowie hinsichtlich der 
Glaubwürdigkeit, Transparenz und Rechenschaftslegung in INTOSAI-P12 (The Value and 
Benefits of Supreme Audit Institutions – making a difference to the lives of citizens) und 
INTOSAI-P20 (Principles of Transparency and Accountability). 
 
 
4.2 Recommendation des Committee of Ministers to member states on common rules 

against corruption in the funding of political parties and electoral campaigns  

Bezüglich der Politikfinanzierung ist überdies die Recommendation Rec (2003) 4 of the 
Committee of Ministers to member states on common rules against corruption in the funding 
of political parties and electoral campaigns (Adopted by the Committee of Ministers on 8 
April 2003) zu nennen. Die für die Kontrolle einschlägigen Bestimmungen lauten wie folgt:  
 

V. Supervision 
Article 14 Independent monitoring  
a. States should provide for independent monitoring in respect of the funding of po-
litical parties and electoral campaigns.  
b. The independent monitoring should include supervision over the accounts of polit-
ical parties and the expenses involved in election campaigns as well as their presen-
tation and publication.  
 
Article 15 Specialised personnel  
States should promote the specialisation of the judiciary, police or other personnel in 
the fight against illegal funding of political parties and electoral campaigns. 

 
Demzufolge wird die Kontrolle der Politikfinanzierung als wünschbar erachtet, ohne dass 
indessen spezifische Vorgaben bezüglich der Organisation oder der Ausgestaltung festge-
halten werden. Es wird aber ausgeführt, dass sich die Kontrolle auf Wahlen und Abstim-
mungen erstrecken und unabhängig durch Stellen mit dem erforderlichen Spezialwissen 
erfolgen soll. Dabei sollen sowohl die Finanzierung der Parteien als auch die spezifischen 
Ausgaben in einer Kampagne geprüft werden. Die Recommendation (Article 15) lässt sich 
dahingehend interpretieren, dass die Kontrolle nicht durch die obersten Rechnungskontroll-
behörden vorgenommen werden soll. 
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4.3 Bedeutung von internationalen Standards 

Auch wenn die erwähnten Standards von internationalen Gremien gesetzt wurden bzw. 
werden und auf einer konsensualen Basis beruhen, bilden sie auf internationaler Ebene 
kein Völkerrecht43, das für die Schweiz verbindlich ist. Sie haben nicht Aufnahme in Staats-
verträge gefunden. Ihnen kommt auch nicht die Qualität von Völkergewohnheitsrecht oder 
von Allgemeinen Rechtsgrundsätzen des Völkerrechts zu. Sie haben vielmehr den Charak-
ter von Soft law, wie etwa die Standards für die Bankenaufsicht des Basel Committee on 
Banking Supervision (BCBS) oder der International Association of Insurance Supervisors 
(IAIS) für die Versicherungsaufsicht.44 
 
Auf nationaler Ebene können solche Standards und Wegleitungen sowie Erläuterungen in 
das nationale Recht umgesetzt werden oder es kann darauf verwiesen werden.45 Soweit 
das nicht der Fall ist, können sie in die Auslegung des nationalen Rechts einfliessen.46 Sie 
können den zuständigen Behörden im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben auch zur Aus-
richtung ihrer Behördenpraxis dienen. 
 
Hinsichtlich der Bestimmungen für oberste Finanzkontrollbehörden der International Orga-
nization of Supreme Audit Institutions (INTOSAI) wird denn auch sowohl in den Botschaften 
des Bundesrates zum Finanzkontrollgesetz47 als auch in der Literatur48 mehrfach darauf 
hingewiesen genommen und es wird deren Bedeutung für die Stellung und die Aufgaben 
der EFK hervorgehoben.  
 
 
4.4 Vorläufige Folgerungen aus internationalen Standards für die vorliegende Frage-

stellung 

Mit den mehrfachen Bezügen auf INTOSAI in den Botschaften des Bundesrates wurden 
und werden deren Standards als Referenz für die Organisation und Arbeitsweise der EFK 
anerkannt. Innerhalb der Anwendung des FKG verdeutlichen sie die Behördenpraxis. Im 
Interesse der Öffentlichkeit unterstützt die INTOSAI die wirksame Arbeitsweise von obers-
ten Finanzkontrollbehörden, indem sie international anerkannte fachliche Grundsätze, Nor-
men und Leitfäden zur Förderung der Qualität, herausragender Leistungen, der Glaubwür-
digkeit, Unabhängigkeit und Relevanz von Prüfungen im öffentlichen Sektor erarbeitet, 
aktualisiert und fördert. Gemäss Ziff. 14 IFPP besteht zwar ein gewisser Spielraum 

 
43 Zum Begriff des Völkerrechts siehe Art. 38 Abs. 1 Statut des Internationalen Gerichtshofes, Anhang zur 

Charta der Vereinten Nationen vom 26. Juni 1945 (IGH-STATUT). 
44 Zum Soft law siehe etwa MÜLLER/UHLMANN/HÖFLER, Rz. 13 ff.; JAMETTI, S. 671 ff. 
45 Wie dies bspw. bezüglich der Rechnungslegungsstandards der Fall ist (Art. 48 FHG). 
46 MÜLLER/UHLMANN/HÖFLER, Rz. 13 ff.; siehe auch BGE 151 I 73, E. 4.4.3.; zudem können nicht justiziable 

Bestimmungen des Völkerrechts und dazu publizierte Erläuterungen internationaler Gremien für die Aus-
legungen beigezogen werden. 

47 Botschaft FKG 1994, S. 722 ff., 726, 731; Botschaft FKG 2016, S. 7119.  
48 GRÜTER/RIEDI, Rz. 64; LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 358 f.; MÄCHLER, S. 361. 
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betreffend Zuweisung weiterer Aufgaben zu den obersten Finanzkontrollbehörden, im Rah-
men der „Aufgaben im Zusammenhang mit „ordnungsgemässer Verwaltung sowie sachge-
mässer und wirtschaftlicher Haushaltsführung“. Ob dies auch die Kontrolle der Politikfinan-
zierung umfassen kann, wird im Kap. 5.2 hiernach diskutiert. 
 
Wenn gemäss den ORKB-Standards erwartet wird, dass oberste Rechnungskontrollbehör-
den ihre Aufgaben nur dann objektiv und wirkungsvoll erfüllen können, wenn sie von der 
überprüften Stelle unabhängig gestellt sind, kann daraus folgendes abgeleitet werden: Die 
Kontrolle der Politikfinanzierung als Vollzugsaufgabe muss ihrerseits der Kontrolle durch 
eine oberste Rechnungskontrollbehörde unterstehen. Diese kann selbstredend nicht die 
gleiche Behörde wie die Vollzugskontrollbehörde sein. 
 
In der Recommendation Rec (2003) 4 wird der Bedarf nach einer Kontrolle der Politikfinan-
zierung zum Ausdruck gebracht, ohne eine Aussage über die Zuweisung der Aufgabe zu 
innerstaatlichen Behörden zu machen. Es wird aber ausgeführt, dass sich die Kontrolle auf 
Wahlen und Abstimmungen erstrecken und unabhängig durch Stellen mit dem erforderli-
chen Spezialwissen erfolgen soll. Dabei sollen sowohl die Finanzierung der Parteien als 
auch die spezifischen Ausgaben in einer Kampagne geprüft werden. Die Recommendation 
(Article 15) lässt sich dahingehend interpretieren, dass die Kontrolle nicht durch die obers-
ten Rechnungskontrollbehörden vorgenommen werden soll. 
 
 
5. Weitere Überlegungen zur Frage der Zulässigkeit der Übertragung von Voll-

zugsaufgaben auf die EFK 

5.1 Vorbemerkungen 

BIAGGINI gelangt in seinem Rechtsgutachten (wie bereits erwähnt) zum Schluss, dass auf-
grund der besonderen Stellung und des Aufgabenfeldes der EFK sich die Auslagerung des 
Vollzugs von Art. 76b BPR an die EFK als bereits bestehende, selbständige und unabhän-
gige Einheit der dezentralen Bundesverwaltung mittels bundesrätlicher Verordnung als un-
zulässig erweist.49 
 
Von der Frage zur Normstufe für eine allfällige Übertragung dieser Vollzugsaufgabe auf die 
EFK zu unterscheiden ist die Frage, ob bzw. gegebenenfalls unter welchen Rahmenbedin-
gungen eine Übertragung dieser Vollzugsaufgabe auf die EFK überhaupt zulässig ist.  
 
 

 
49 BIAGGINI, S. 29. 
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5.2 Grenzen der Übertragbarkeit von Vollzugsaufgaben 

Die EFK hat (wie bereits erwähnt) zwar keine Grundlage in der Bundesverfassung. Deren 
Stellung und Aufgaben werden im Bundesgesetz über die Eidgenössische Finanzkontrolle 
vom 28. Juni 1967 umschrieben. Den zentralen Wesenselementen dieser gesetzlichen Um-
schreibung kommt indessen Verfassungsrang zu.50 
 
Der Bundesrat unterstrich in der Botschaft FKG 1994, dass die der EFK garantierte Unab-
hängigkeit und Selbstständigkeit entsprechender Rahmenbedingungen bedürfen. Die EFK 
solle künftig klar als externes Finanzkontrollorgan definiert und insbesondere von der Mit-
wirkung im Zahlungsverkehr (Gegenzeichnung aller Zahlungsanweisungen) entbunden 
werden. Einhergehen mit der autonomen Kontrollverantwortung müsse auch die Kompe-
tenz zur freien Organisation der Prüfungstätigkeit.51 
 
Die Eidgenössische Finanzkontrolle legt selbständig jährlich ihr Revisionsprogramm fest. 
BRÜGGER52 spricht in diesem Kontext von Prüfungssouveränität. Die Eidgenössische Fi-
nanzkontrolle darf die Übernahme von Sonderaufträgen des Bundesrates oder der Bundes-
versammlung53 ablehnen, wenn diese die Unabhängigkeit und Unvoreingenommenheit ih-
rer künftigen Prüftätigkeit oder die Abwicklung des Prüfprogramms gefährden (Art. 1 Abs. 2 
FKG). 
 
Gemäss HUBLER54 bezweckt eine unabhängige Finanzkontrolle sicherzustellen, dass die 
Befunde der Finanzkontrolle nicht durch sachfremde Umstände verfälscht werden. Bei der 
Bestimmung der Begriffe „Unabhängigkeit“ und „Selbständigkeit“ ist zu beachten, dass 
diese keinen kontextlosen Inhalt aufweisen: So stellen RICHLI und BUNDI bezüglich der 
Schweizerischen Nationalbank auch Vergleiche mit der Stellung des Bundesgerichts an. 
Sie heben hervor, dass auch dieses nicht beziehungslos zu allen anderen Staatsorganen 
agiert. Diese Betrachtungen sind auch bezüglich der Unabhängigkeit und Selbständigkeit 
der EFK einzubeziehen. 
 
Den Leitlinien von INTOSAI kann entnommen werden, dass den obersten Finanzkontroll-
behörden gemäss Ziff. 14 zwar weitere Aufgaben zugewiesen werden dürfen,55 wobei es 
sich allerdings nicht um Vollzugsaufgaben handeln soll.56 Offenbar wird davon ausgegan-
gen, dass eine eigentliche operative Einbindung zu einer Beeinträchtigung der Unabhän-
gigkeit führen könnte. 

 
50 Siehe dazu Kap. 3.1 hiervor. 
51 Botschaft FKG 1994, S. 725. 
52 BRÜGGER, Evolution, S. 115.  
53 LIENHARD/MÄCHLER/ZIELNIEWICZ, S. 399. 
54 KV-ZH-HUBLER, Art. 129 N 14. 
55 Siehe Kap. 4.1.3 hiervor. 
56 In Ziff. 14 der ISSAI-100-Fundamental Principles of Public Sector Auditing (siehe Kap. 4.1.3) wird im zwei-

ten Satz auf den jeweiligen Prüfauftrag als Referenz Bezug genommen. 
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Die Kontrolltätigkeit der zuständigen Stelle gemäss Art. 76e BPR wird wie folgt umschrie-
ben: 

1 Die zuständige Stelle kontrolliert, ob alle Angaben und Dokumente nach den Arti-
keln 76b und 76c von den politischen Akteurinnen und Akteuren innert Frist einge-
reicht worden sind. Die Kontrolle über die Korrektheit der Angaben und Dokumente 
erfolgt stichprobenweise. 
2 Stellt sie fest, dass gewisse Angaben und Dokumente nicht fristgerecht oder nicht 
korrekt eingereicht worden sind, fordert sie die verpflichteten Akteurinnen und Ak-
teure auf, die erforderlichen Angaben und Dokumente nachzuliefern, und setzt ihnen 
dafür eine Frist. 

3 Werden die Angaben und Dokumente nicht innert der angesetzten Frist nachgelie-
fert, ist die zuständige Stelle verpflichtet, Straftaten, von denen sie anlässlich der 
Kontrolle Kenntnis erlangt, bei der zuständigen Strafverfolgungsbehörde anzuzeigen. 
Bei Fristansetzungen nach Absatz 2 weist sie auf diese Anzeigepflicht hin. 

 
Daraus ergibt sich, dass die zuständige Stelle die rechtzeitige Einreichung der in den Art. 
76b f. BPR verlangten Informationen kontrolliert. Sodann ist die Korrektheit der Angaben 
und Dokumente stichprobenweise zu prüfen. Was das allerdings genau beinhaltet, wird 
nicht verdeutlicht. Es wird einzig auf das Ansetzen einer weiteren Frist hingewiesen und, 
falls sie nicht gewahrt wird, der Pflicht der zuständigen Stelle, wahrgenommene Straftaten 
zur Strafanzeige zu bringen. Aussagen zur Prüfungsart und zur Prüftiefe fehlen, ebenso zu 
den Mitteln der Prüfung vorbehältlich des Hinweises auf eine Nachfristansetzung und der 
Pflicht, wahrgenommene Straftaten zur Anzeige zu bringen.57  
 
Demzufolge zeigt sich, dass es sich bei Art. 76e BPR um eine skizzenhafte Darstellung 
eines Controllings handelt, wie es auch in Finanzprozessen üblich ist. Dort werden derartige 
Aufgaben regelmässig der first line, also der Finanzfunktion zugewiesen. Der internen und 
der nachgelagert der externen Revision obliegt es dann, diese Prozesse im Rahmen ihres 
Auftrags mit der zu definierenden Prüftiefe zu überprüfen.  
 
Hinsichtlich der in Art. 76f BPR umschriebenen Tätigkeit handelt es sich um eine Informati-
onsaufgabe: 

1 Nach Abschluss der Kontrolle nach Artikel 76e veröffentlicht die zuständige Stelle die Angaben 

und die Dokumente auf ihrer Internetseite. 

2 Veröffentlicht werden: 

a. die Angaben nach Artikel 76d Absatz 1 Buchstabe a jährlich; 

b. die Angaben nach Artikel 76d Absatz 1 Buchstaben b und c spätestens 15 Tage nach 
deren Eingang bei der zuständigen Stelle. 

 
57 Zu den Unklarheiten der der EFK übertragenen Aufgaben siehe auch MÜLLER/SIGRIST, insb. S. 16 ff. 
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3 Die Angaben über monetäre und nichtmonetäre Zuwendungen, die nach Artikel 76d Absatz 2 

unverzüglich zu melden sind, werden fortlaufend veröffentlicht. 

 
Daraus kann erstens gefolgert werden, dass es sich bei diesen Kontrolltätigkeiten nicht um 
solche handelt, die im Zusammenhang mit ordnungsgemässer Verwaltung sowie sachge-
mässer und wirtschaftlicher Haushaltsführung stehen, wie dies Ziff. 14 der INTOSAI-Leitli-
nien für zusätzliche Aufgaben von obersten Finanzkontrollbehörden vorsieht.58 Vielmehr 
geht es bei dieser Kontrolltätigkeit um eine Aufgabe im Sinne der Transparenz der Politikfi-
nanzierung aus privaten Mitteln der politischen Parteien bzw. von natürlichen und juristi-
schen Personen sowie Personengesellschaften (Art. 76b Abs. 1 bzw. Art. 76c Abs. 1 BPR). 
Die Übertragung der Kontrolltätigkeit über die Politikfinanzierung steht demzufolge im Wi-
derspruch zu Strukturelementen der INTOSAI-Leitlinien und ist nach der Konzeption der 
Finanzaufsicht (über Staatsmittel) systemwidrig. 
 
Zweitens kann daraus gefolgert werden, dass es sich bei der Kontrolle der Politikfinanzie-
rung gemäss Art. 76e und Art. 76f BPR um eine Vollzugstätigkeit im Finanzbereich handelt, 
die erst nachgelagert durch ein externes Finanzkontrollorgan zu überprüfen ist. Dies ent-
spricht auch dem Bericht der Staatspolitischen Kommission des Ständerates betreffend 
Parlamentarische Initiative „Mehr Transparenz in der Politikfinanzierung“, welche für die 
Kontrolle der Politikfinanzierung von einer Behörde der zentralen Bundesverwaltung aus-
ging.59 Es ist dann Aufgabe der EFK, im Rahmen ihrer üblichen Kontrolltätigkeit zu über-
prüfen, ob diese Behörde ihre Aufgabe ordnungsgemäss und wirtschaftlich wahrnimmt. Die 
Übertragung der Kontrolltätigkeit über die Politikfinanzierung auf die EFK ist mithin auch 
insofern systemwidrig. 
 
Drittens zeigen sich Fragen bezüglich der öffentlichen Berichterstattung: Die öffentliche Be-
richterstattung über Prüfergebnisse ist zentral für eine oberste Rechnungskontrollbehörde 
(INTOSAI-P1). Oberste Rechnungskontrollbehörden müssen vertrauenswürdig sein. Ihre 
Glaubwürdigkeit hängt massgeblich davon ab, als unabhängig, kompetent und öffentlich 
rechenschaftspflichtig für ihre Tätigkeiten gesehen zu werden (INTOSAI-P12). Elemente 
sind dabei die Sicherstellung einer angemessenen Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sowie die Berichterstattung zu Prüfungsergebnissen (INTOSAI-P12). Der Grundsatz der 
Transparenz beinhaltet die Pflicht, über die Prüfungsfeststellungen und Schlussfolgerungen 
öffentlich zu berichten (INTOSAI-P20). Diese Vorgaben eröffnen ein Spannungsfeld zur 
VPofi. Zwar ist keine eigentliche Prüfung durch die EFK durchzuführen, aber es wird von 
der EFK ein hoher Grad an Transparenz über alle ihre Tätigkeiten erwartet. Dies zeigen 
auch die Erläuterungen zur VPofi60: Die EFK hat die eingereichten Angaben und Dokumente 
zur Finanzierung der politischen Akteurinnen und Akteure formell auf Vollständigkeit und 

 
58 Siehe Kap. 4.1.3 hiervor. 
59 Siehe Kap. 3.2 hiervor. 
60 Bundesamt für Justiz, Erläuternder Bericht VPofi, S. 18 ff. 
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zeitgerechte Einreichung (Art. 11 VPofi) und materiell stichprobenweise auf ihre Korrektheit 
zu kontrollieren (Art. 12 VPofi). Zusätzliche Informationen können von den Akteurinnen und 
Akteuren eingefordert werden (Art. 13 VPofi). Die zu veröffentlichenden Angaben sind durch 
die EFK auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen (Art. 14 VPofi), wobei die EFK die Veröf-
fentlichung mit Dokumenten und Sachinformationen ergänzen kann (Art. 14 Abs. 1 VPofi). 
Gemäss Art. 15 Abs. 1 VPofi weist die EFK bei der Veröffentlichung darauf hin, dass sie die 
Richtigkeit der Angaben und Dokumente nicht gewährleiste. Als Folge bringt die EFK einen 
entsprechenden Hinweis an. Dies setzt aber voraus, dass die Leserschaft mit der Materie 
eine gewisse Vertrautheit aufweist und den Hinweis einordnen kann. Die EFK hat auch zu 
veröffentlichen, wenn ein Verdacht auf einen Verstoss gegen die Offenlegungspflichten be-
steht und ein Strafverfahren eingeleitet wurde (Art. 15 Abs. 2 VPofi). Sie ist nicht befugt, die 
gemeldeten Daten von sich aus zu korrigieren oder sie mit Hinweisen zu versehen, die für 
die betroffenen politischen Akteurinnen und Akteuren mit einer strafrechtlich relevanten 
Verdachtszuweisung verbunden wären. Die EFK fügt aber einen kommentarlosen Hinweis 
auf ein Urteil an, sofern ein rechtskräftiges Strafurteil vorliegt (Art. 15 Abs. 3 VPofi). 
 
Die Öffentlichkeit trifft keine Unterscheidung zwischen der Tätigkeit der EFK auf der Grund-
lage des FKG und der Aufgabenerfüllung auf der Grundlage des BPR. Es gibt die EFK als 
Institution. Die EFK muss im Bereich der Politikfinanzierung auch unzutreffende Angaben 
publizieren und darf keine Korrekturen vornehmen oder auf Unstimmigkeiten hinweisen. Die 
EFK bringt zwar einen Hinweis darauf an, dass sie die Richtigkeit der veröffentlichten An-
gaben und Dokumente nicht gewährleiste. Die eingeschränkte Berichterstattung kann in-
dessen dazu führen, dass ihre Glaubwürdigkeit bzw. Reputation bei mit der Materie nicht 
vertrauten Leserschaft Schaden nimmt. Fraglich ist überdies, ob die eingeschränkte Be-
richterstattung gemäss der Regelung in der VPofi überhaupt gesetzeskonform ist – sei es 
bezüglich Vereinbarkeit mit Art. 14 FKG,61 sei es bezüglich Vereinbarkeit mit Art. 76f BPR.62 
 
Überdies ist folgendes zu beachten: Die Evaluation über die Transparenzregeln betreffend 
Politikfinanzierung zeigt den erheblichen Aufwand auf, der dadurch bei der EFK anfällt.63 
Die Evaluation kommt diesbezüglich zu folgendem Schluss: „Ob der Aufwand zur Umset-
zung der Regeln in einem angemessenen Verhältnis zum Ertrag steht, bleibt letztlich eine 
politische Einschätzung. Angesichts des erkannten Aufwands ist es objektiv schwer einzu-
schätzen, ob der erzielte Grad an Transparenz diesen Aufwand rechtfertigt.“64  
 
Hinzu kommt ein weiteres: Das Thema Politikfinanzierung ist stark politisiert – wenn nicht 
gar politisch aufgeladen. Insofern könnte die EFK unter politischen Druck geraten, was ihre 
Eigenständigkeit und Unabhängigkeit potenziell gefährdet. Es entsteht mithin die Gefahr, 

 
61 Siehe dazu Kap. 3.2 hiervor. 
62 Siehe dazu eingehend MÜLLER/SIGRIST, insb. S. 14 ff. 
63 Interface, insb. S. 32 ff. 
64 Interface, S. 55. 
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dass dadurch die Unabhängigkeit der EFK in Mitleidenschaft gezogen bzw. die Reputation 
in ihrem Kerngebiet, der Finanzoberaufsicht, gefährdet wird. 
 
 
6. Übersicht über die Kantone und Städte sowie das nahe Ausland 

6.1 Kantone und Städte 

Auch auf kantonaler Ebene ist die Intention erkennbar, dass „oberste Finanzkontrollorgan 
institutionell in sachlicher und fachlicher Unabhängigkeit und Selbständigkeit zu etablieren, 
weil erkannt wurde, dass nur aus einer derartigen Stellung heraus eine wirkungsvolle Auf-
sicht über das Finanzgebaren der öffentlichen Verwaltung zum Nutzen der Steuer zahlen-
den Bürgerschaft sichergestellt werden kann.“65 
 
Für die Kantone sowie die kommunale Stufe gibt es in der Schweiz ein Mustergesetz für die 
Finanzkontrolle,66 das in vielen Kantonen übernommen worden ist und das sich an der Re-
gelung des Finanzkontrollgesetzes des Bundes orientiert. Das Mustergesetz für die Finanz-
kontrolle sieht die Kontrolle der Politikfinanzierung nicht vor. 
 
Der Länderbericht zu den Finanzkontrollen auf kantonaler Ebene aus dem Jahr 2010 hält 
denn auch folgendes fest: „Um die Unabhängigkeit und Objektivität der Finanzkontrolle zu 
gewährleisten, darf sie nicht mit Vollzugsaufgaben [Hervorhebung nur hier] betraut wer-
den.“67 Ein neuer Länderbericht ist soweit ersichtlich nicht verfügbar. Eine bei François 
Paychère, Magistrat/président de la Cour des comptes (Genève) 2013-2024, eingeholte 
Einschätzung ergibt allerdings folgendes: „Meiner Meinung nach wäre es ungünstig, wenn 
ein Rechnungshof od. andere Finanzkontrollbehörden mit Vollzugsaufgaben vertraut wä-
ren. In einem solchen Fall, wäre die Unabhängigkeit im Rahmen der Revision nicht mehr 
gewährleistet.“68 
 

Vereinzelt werden indessen heute teilweise Vollzugsaufgaben im Kontext der Transparenz der 
Politikfinanzierung in einem Gesetz der kantonalen Finanzkontrolle übertragen. Die Mehrheit 
der Kantone und Städte (die über eine Finanzkontrolle verfügen) übertragen diese Kontrollauf-
gabe allerdings der Staats- bzw. Stadtkanzlei oder an Dritte oder verzichten auf eine explizite 
Kontrolle. Die nachfolgende Darstellung vermittelt eine Übersicht dazu – einschliesslich der 
Zuständigkeiten hinsichtlich der Entgegennahme, Kontrolle und Publikation von Angaben der 
Politikfinanzierung: 

 

 
65 BRÜGGER, Unabhängigkeit, S. 5. 
66 Beschluss GV der Fachvereinigung vom 22. Juni 2001 <https://grosserrat.bs.ch/doku-

mente/100136/000000136472.pdf> (besucht am 2. Dezember 2025). 
67 EURORAI, Länderbericht Schweiz, S. 3. 
68 Zitat vom 15. September 2025. 
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Kanton / Stadt Entgegen-
nahme 

Kontrolle69 Publikation Rechtliche Grundlage 
in Kraft ab 

Kanton Schwyz Kantonale  
Finanzkon-
trolle 
KFK 

KFK KFK 01.07.2022 

Transparenzgesetz 

Kanton Bern Staats- 
kanzlei 

Staats- 
kanzlei, KFK70 

Staats- 
kanzlei 

30.03.2025 

Gesetz über die politi-
schen Rechte 

Verordnung über die 
Transparenz bei der Fi-
nanzierung von Wahl- 
und Abstimmungskam-
pagnen 

Kanton Freiburg Staats- 
kanzlei 

Staats- 
kanzlei, Dritte 

Staats- 
kanzlei 

01.01.2021 

Gesetz über die Politikfi-
nanzierung 

Kanton Genf Staats- 
kanzlei 

Dritte Keine, aber 
Einsicht-
nahme 

29.03.2011 bzw. 
10.12.2022 

Loi sur l’exercice des 
droits politiques 

Règlement d’application 
de la loi sur l’exercice 
des droits politiques 

Kanton Neuenburg Staats- 
kanzlei 

Keine, Prinzip 
der Selbstde-
klaration 

Staats- 
kanzlei 

01.01.2015 

Loi sur les droits poli-
tiques 

Kanton Tessin Staats- 
kanzlei 

Keine, Prinzip 
der Selbstde-
klaration 

Staats- 
kanzlei 

01.09.2019 

Legge sull’esercizio dei 
diritti politici 

Kanton Waadt Staats- 
kanzlei 

Staats- 
kanzlei 

Staats- 
kanzlei 

01.01.2022 

Loi sur l’exercice des 
droits politiques 

Règlement d'application 

 
69 Unterschiedliche Ausprägung (formelle Kontrolle, Plausibilisierung, vertiefte Prüfung). 
70 Bei Feststellung, dass meldepflichtige Informationen fehlen oder offensichtlich fehlerhaft sind, macht die 

Staatskanzlei die politischen Akteurinnen und Akteure darauf aufmerksam. Die Staatskanzlei führt bei je-
der Meldung eine Plausibilisierung durch. Die kantonale Finanzkontrolle tätigt stichprobenweise materielle 
Kontrollen. 

https://www.sz.ch/public/upload/assets/61439/140_700.pdf?fp=3
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/141.1
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/141.1
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/141.115
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/141.115
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/141.115
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/141.115
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/141.115
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/115.5
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/115.5
https://www.ge.ch/document/loi-exercice-droits-politiques-ledp
https://www.ge.ch/document/loi-exercice-droits-politiques-ledp
https://www.ge.ch/document/reglement-application-loi-exercice-droits-politiques-redp
https://www.ge.ch/document/reglement-application-loi-exercice-droits-politiques-redp
https://www.ge.ch/document/reglement-application-loi-exercice-droits-politiques-redp
https://www.ne.ch/autorites/CHAN/CHAN/dpol/Pages/accueil.aspx
https://www.ne.ch/autorites/CHAN/CHAN/dpol/Pages/accueil.aspx
https://www3.ti.ch/CAN/RLeggi/public/index.php/raccolta-leggi/legge/num/676
https://www3.ti.ch/CAN/RLeggi/public/index.php/raccolta-leggi/legge/num/676
https://prestations.vd.ch/pub/blv-publication/actes/consolide/160.01?key=1639055022752&id=a55eea67-87d6-4dd7-8ebe-54cc175d7b3b
https://prestations.vd.ch/pub/blv-publication/actes/consolide/160.01?key=1639055022752&id=a55eea67-87d6-4dd7-8ebe-54cc175d7b3b
https://prestations.vd.ch/pub/blv-publication/actes/consolide/160.01.1?key=1762795542405&id=943dbe15-ccf1-4f70-87a1-5a84ad857354
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Kanton Wallis - - - 01.04.2023 

Gesetz über die politi-
schen Rechte 

Interessierte nehmen auf schriftliches Gesuch 
hin direkt bei Parteien, Kampagnenkomitees 
und Organisationen Einsicht in die Informatio-
nen. 

Kanton Jura Staats- 
kanzlei 

Staats- 
kanzlei, KFK71 

Staats- 
kanzlei 

[offen] 

Modification de la loi sur 
les droits politiques 

Kanton Schaffhausen [offen] [offen] [offen] [offen] 

Annahme (24.11.2024) 
der Umsetzungsinitiative 
(zur Transparenzinitia-
tive) 

Kanton Basel-Stadt [offen] [offen] [offen] [offen] 

Regierungsratsbe-
schluss (19.12.2023): 
Evaluation BJ wird abge-
wartet 

Kanton Zürich [offen] [offen] [offen] [offen] 

Vernehmlassung Parla-
mentarische Initiative 
betreffend Transparenz 
in der Politikfinanzierung 

Kanton Zug [offen] [offen] [offen] [offen] 

Annahme (22.09.2024) 
des «Gegenvorschlag 
für die Offenlegung der 
Politikfinanzierung» 

Kanton Aargau Der Grosse Rat entschied am 04.11.2025 nicht auf das Geschäft (25.216) 
einzutreten und die Motion 21.162 abzuschreiben. 

Kanton Luzern Der Kantonsrat entschied am 16.06.2025 das Postulat M618 (vormals Mo-
tion) abzuschreiben. 

Stadt Luzern Stadt- 
kanzlei 

Stadt- 
kanzlei 

Stadt- 
kanzlei 

01.01.2025 

Transparenzreglement 

  

 
71 Formelle Kontrolle liegt bei der Staatskanzlei. Bei schwerwiegendem Verdacht kann die Staatskanzlei die 

kantonale Finanzkontrolle für eine gründlichere Prüfung hinzuziehen durch Erteilung eines Sonderauf-
trags. 

https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/160.1
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/160.1
https://www.jura.ch/fr/Autorites/Projets-de-lois-Consultations-publiques/Textes-adoptes/Modification-de-la-loi-sur-les-droits-politiques.html
https://www.jura.ch/fr/Autorites/Projets-de-lois-Consultations-publiques/Textes-adoptes/Modification-de-la-loi-sur-les-droits-politiques.html
https://sh.ch/CMS/Webseite/Kanton-Schaffhausen/Beh-rde/Regierung/Staatskanzlei-15759807-DE.html
https://psz.sh.ch/pdf/Abstimmungsmagazin_komplett.pdf
https://grosserrat.bs.ch/dokumente/100406/000000406405.pdf
https://grosserrat.bs.ch/dokumente/100406/000000406405.pdf
https://grosserrat.bs.ch/dokumente/100406/000000406405.pdf
https://grosserrat.bs.ch/dokumente/100406/000000406405.pdf
https://www.notes.zh.ch/sk/VNL/vnl.nsf/vw-alldocuments/73767AFFF10570CFC1258B55003E793C
https://www.notes.zh.ch/sk/VNL/vnl.nsf/vw-alldocuments/73767AFFF10570CFC1258B55003E793C
https://www.notes.zh.ch/sk/VNL/vnl.nsf/vw-alldocuments/73767AFFF10570CFC1258B55003E793C
https://www.notes.zh.ch/sk/VNL/vnl.nsf/vw-alldocuments/73767AFFF10570CFC1258B55003E793C
https://zg.ch/news/news%7E_2024_9_transparenz-initiative-wird-abgelehnt-gegenvorschlag-wird-angenommen%7E.html
https://wab.zug.ch/storage/eae832069ed0e7ff4fea3f6d2cd49d098bbbd0a463880c8633c29a97dc70cde6
https://www.ag.ch/grossrat/grweb/de/195/Detail%20Gesch%C3%A4ft?ProzId=6601649
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=92d3b109620941dd9698d2da0e17aab6
https://www.stadtluzern.ch/_docn/6095947/sRSL_0.2.1.1.2_Reglement_%C3%BCber_die_Transparenz_bei_der_Politikfinanzierung_in_der_Stadt_Luzern_%28Transparenzreglement%29.pdf
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Stadt St. Gallen Stadt- 
kanzlei 

Stadt- 
kanzlei 

Stadt- 
kanzlei 

01.02.2024 

Transparenz-Reglement 

Transparenz-Vollzugs-
reglement 

Stadt Bern Stadt- 
kanzlei 

Stadt- 
kanzlei 

Stadt- 
kanzlei 

01.01.2022 

Reglement über die poli-
tischen Rechte 

Stadt Zürich Gemäss Motion (GR Nr. 2020/470) ist eine Ori-
entierung an der Stadt Bern vorgesehen. 

[offen] 

Stadt Winterthur Der Stadtrat erachtetet es als zielführender, den bereits in Zürich laufenden 
Prozess auf kantonaler Ebene zu verfolgen und die zu erwartenden kanto-
nalen Regelungen anzuwenden statt eigene kommunale Bestimmungen zu 
erlassen. 

 
Diese Übersicht zeigt, dass nur in wenigen Kantonen die Finanzkontrollen mit Vollzugsaufga-
ben bezüglich der Politikfinanzierung betraut sind. Einzig im Kanton Schwyz erfolgt der Vollzug 
vollumfänglich durch die Finanzkontrolle. Vielmehr werden dazu die Staatskanzleien oder un-
abhängige Dritte (z.B. in Genf) eingesetzt. Soweit die Finanzkontrollen mit Kontrollen bezüg-
lich der Politikfinanzierung betraut sind, handelt es sich um nachgelagerte Kontrollen (wie 
bspw. im Kanton Bern vorgesehen) oder einen durch die Staatskanzlei erteilten Sonderauftrag 
bei schwerwiegendem Verdacht (wie bspw. im Kanton Jura geplant). Der Aufgabenvollzug in 
den Städten erfolgt vollumfänglich durch die Stadtkanzleien – ohne Einbezug der städtischen 
Finanzkontrollen bzw. der städtischen Finanzinspektorate. 
 
In einigen Kantonen ist die Aufgabenansiedelung offen. Während Basel-Stadt die Evaluations-
ergebnisse über die Transparenzvorschriften auf Bundesebene abwartet, weist im Kanton Zü-
rich die kantonale Finanzkontrolle in der Vernehmlassung daraufhin, dass eine Einbindung der 
Finanzkontrolle mit der verfassungsmässigen Unabhängigkeit der Finanzaufsicht nicht verein-
bar wäre. 
 
 

6.2 Nachbarländer 

Die Nachbarländer der Schweiz lassen sich nicht ohne weiteres vergleichen, zumal sie teil-
weise eine staatliche Parteienfinanzierung mit entsprechend anderen Anforderungen an die 
Kontrollmechanismen kennen, wie die nachfolgende Übersicht zeigt. 
 

https://st.gallen.tlex.ch/app/de/texts_of_law/131.3
https://st.gallen.tlex.ch/app/de/texts_of_law/131.31
https://st.gallen.tlex.ch/app/de/texts_of_law/131.31
https://stadtrecht.bern.ch/lexoverview-home/lex-141_1
https://stadtrecht.bern.ch/lexoverview-home/lex-141_1
https://www.gemeinderat-zuerich.ch/dokumente/a5c9fd7eaaa9428a99d463ababad4f78-332?filename=2020_0470WeisungFristverlngerung2
https://stadt.winterthur.ch/gemeinde/verwaltung/stadtkanzlei/kommunikation-stadt-winterthur/medienmitteilungen-stadt-winterthur/transparenz-in-politikfinanzierung-der-stadtrat-setzt-auf-einheitliche-vorgaben-des-kantons
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Österreich kennt eine staatliche Parteienförderung (Parteiengesetz).72 Die Rechenschafts-
berichte der politischen Parteien müssen von einem Wirtschaftsprüfer überprüft und unter-
zeichnet werden (§ 5 Parteiengesetz). Die Wirtschaftsprüfer werden vom Rechnungshof für 
fünf Jahre aus einem Fünfervorschlag der jeweiligen politischen Partei bestellt. Anhalts-
punkten auf Unrichtigkeit/Unvollständigkeit geht der Rechnungshof nach, verlangt eine Stel-
lungnahme der betreffenden politischen Partei und lässt sie bei Bedarf durch den Wirt-
schaftsprüfer bestätigen (§ 10 Parteiengesetz). Der Rechnungshof veröffentlich die 
übermittelten Rechenschaftsberichte auf seiner Website mit dem Hinweis auf eine allenfalls 
noch anhängige Prüfung. 
 
In Deutschland besteht ebenfalls eine staatliche Parteienförderung (Art. 18 Parteienge-
setz).73 Politische Parteien müssen ihren Rechenschaftsbericht von einer unabhängigen 
Stelle (Wirtschaftsprüfer, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft) prüfen lassen (Art. 23) und mit 
dem entsprechenden Prüfungsvermerk beim Präsidenten des Deutschen Bundestages ein-
reichen. Der Präsident des Deutschen Bundestages prüft den Rechenschaftsbericht auf 
formale und inhaltliche Richtigkeit (mit Möglichkeit der Beauftragung eines Wirtschaftsprü-
fers bzw. Wirtschaftsprüfungsgesellschaft seiner Wahl, Art. 23a) und veröffentlicht diese in 
gesammelter Form auf seiner Webseite. Bei allfälligen Anhaltspunkten auf Unrichtigkeiten 
erhält die betroffene Partei Gelegenheit zur Stellungnahme, die auf Verlangen des Präsi-
denten des Bundestags durch den Wirtschaftsprüfer oder die Wirtschaftsprüfergemein-
schaft zu bestätigen ist. 
 
Frankreich kennt ebenso eine staatliche Parteienförderung (Loi relative à la transparence 
financière de la vie politique).74 Die Buchführung von der Parteienfinanzierung und Kam-
pagnen werden der Commission nationale des comptes de campagne et des financements 
politiques (CNCCFP) einer eigenen unabhängigen für den Vollzug geschaffenen Behörde, 
eingereicht und durch diese veröffentlicht (Art. 11-7). Das Gesetz enthält in Art. 10 Bestim-
mungen zum Verhältnis zum französischen Rechnungshof: Die begünstigten Parteien und 
politische Gruppierungen unterliegen nicht der Kontrolle des Rechnungshofs.  
 
Italien ist nach fast 40 Jahren staatlicher Finanzierung zu einem Modell der Parteienfinan-
zierung zurückgekehrt, das hauptsächlich auf privaten Beiträgen basiert.75 Eingesetzt ist 

 
72 Bundesgesetz über die Finanzierung der politischen Parteien vom 30. Juni 2012 (Parteiengesetz, PartG), 

mit Änderungen, <https://gesetzefinden.at/bundesrecht/bundesgesetze/partg> (besucht am 22. November 
2025). 

73 Gesetz über die politischen Parteien vom 31. Januar 1994 (Parteiengesetz, PartG), mit Änderungen, 
<https://www.gesetze-im-internet.de/partg/BJNR007730967.html> (besucht am 22. November 2025). 

74 Loi n° 88-227 du 11 mars 1988 relative à la transparence financière de la vie politique, mit Änderungen, 
<https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000321646> (besucht am 22. November 2025). 

75 LEGGE 21 febbraio 2014, n. 13, Conversione in legge, con modificazioni, del decreto-legge 28 dicembre 
2013, n. 149, recante abolizione del finanziamento pubblico diretto, disposizioni per la trasparenza e la 
democraticità dei partiti e disciplina della contribuzione volontaria e della contribuzione indiretta in loro 
favore. (14G00024), mit Änderungserlassen, <https://www.normattiva.it/uri-
res/N2Ls?urn:nir:stato:legge:2014;13>, (besucht am 22. November 2025); dazu CATERINA, S. 130. 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007891
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2012/56
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2012/56
https://www.gesetze-im-internet.de/partg/
https://www.gesetze-im-internet.de/partg/
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000321646
https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000321646
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eine unabhängige Verwaltungsbehörde, die Commissione di garanzia degli statuti e per la 
trasparenza e il controllo dei rendiconti dei partiti politici (CRP).76 Die Kontrolle der Rechen-
schaftsberichte beschränkt sich auf eine lediglich formale Überprüfung der Ausgabenbe-
lege. Die CRP verfügt über kein eigenes Budget und hat nur wenig Personal (sechs Perso-
nen Stand Januar 2019).77 
 
Im Fürstentum Liechtenstein wird die Parteienfinanzierung im Gesetz über die Ausrichtung 
von Beiträgen an die politischen Parteien geregelt.78 Darnach werden den Parteien teils 
durch das Land und teils durch die Gemeinden staatliche Beiträge ausgerichtet. Vorausset-
zung dafür ist, dass sie ihre Finanzierung offenlegen, indem sie unter anderem die Jahres-
rechnung, den Bericht der Revisionsstelle und ein Spendenreglement der Amtsstelle ein-
reichen. Einzelne Angaben sind im Internet zu publizieren. Zuständig für die Administration 
und die Kontrolle ist das Amt (der Landesverwaltung) für Finanzen. Von den Aufgaben und 
der Funktion her lässt sich diese Amtsstelle mit den Finanzverwaltungen im Bund und in 
den Kantonen vergleichen. Von der Aufsichtsfunktion abgesehen kommen der Finanzkon-
trolle hinsichtlich der Parteienfinanzierung keine Aufgabe zu.  
 
Diese Übersicht zeigt, dass in den umliegenden Ländern nur gerade in einem einzigen Staat 
die oberste Rechnungskontrollbehörde mit Vollzugsaufgaben bezüglich der Parteienfinan-
zierung betraut ist – nämlich in Österreich, und dort lediglich mit der Veröffentlichung. Im 
Übrigen sind es Wirtschaftsprüfer bzw. Wirtschaftsprüfungsgesellschaften oder eine eigene 
unabhängige Vollzugbehörde oder eine Verwaltungseinheit der Zentralverwaltung. Dies ist 
auch insofern bemerkenswert, als dass in einem Modell der staatlichen Parteienfinanzie-
rung die Kontrolle durch eine oberste Rechnungskontrollbehörde noch eher begründet wer-
den könnte als dies in der Schweiz der Fall ist, wo die Finanzierung mit privaten Mitteln 
erfolgt. 
 
 

 
76 Commissione di garanzia degli statuti e per la trasparenza e il controllo dei rendiconti dei partiti politici 

(articolo 4, comma 1 del decreto-legge n. 149 del 2013, convertito, con modificazioni, dalla Legge n. 13 
del 2014), <https://www.parlamento.it/1057> (besucht am 22. November 2025). Die Kommission besteht 
aus fünf Mitgliedern, von denen drei Richter des Rechnungshofes, ein Richter des Kassationsgerichtshofes 
und ein Richter des Obersten Verwaltungsgerichts sind (CATERINA, S. 126). 

77 CATERINA, S. 128. 
78 Gesetz über die Ausrichtung von Beiträgen an die politischen Parteien vom 28. Juni 1984, mit Änderungen, 

<https://www.gesetze.li/konso/1984031000/?version=8> (besucht am 22. November 2025). 
 



 

Seite 24/32 

7. Beantwortung der gestellten Fragen 

7.1 Ist die Einhaltung der internationalen Berufsstandards einer obersten Finanzauf-
sicht und des Finanzkontrollgesetzes durch die Wahrnehmung der Vollzugsaufgabe 
im Bereich der Politikfinanzierung gefährdet? 

Die nachfolgenden Ausführungen befassen sich vorab mit den internationalen Standards; 
die Einschätzungen zum Finanzkontrollgesetz folgen anschliessend in Kap. 7.2. 
 
Gemäss den internationalen Standards wird erwartet, dass oberste Rechnungskontrollbe-
hörden unabhängig sind. Ihre Aufgaben können sie nur dann objektiv und wirkungsvoll er-
füllen, wenn sie von der überprüften Stelle unabhängig gestellt und gegen Einflüsse von 
aussen geschützt sind. 
 
Im vorliegenden Zusammenhang wesentlich erscheint insbesondere, dass gemäss Ziff. 14 
der INTOSAI-Leitlinien zum Aufgabenbereich einer obersten Rechnungskontrollbehörde 
zwar grundsätzlich weitere Aufgaben hinzukommen können, diese allerdings im Zusam-
menhang mit ordnungsgemässer Verwaltung sowie sachgemässer und wirtschaftlicher 
Haushaltsführung stehen müssen. Bei der vorliegend in Frage stehenden Kontrolltätigkeit 
handelt es sich indessen um eine Aufgabe im Sinne der Transparenz der Politikfinanzierung 
aus privaten Mitteln der politischen Parteien bzw. von natürlichen und juristischen Personen 
sowie Personengesellschaften (Art. 76b Abs. 1 bzw. Art. 76c Abs. 1 BPR). Dies widerspricht 
Strukturelementen internationaler Standards. 
 
Den Leitlinien von INTOSAI kann zudem entnommen werden, dass den obersten Finanz-
kontrollbehörden zwar weitere Aufgaben zugewiesen werden dürfen, es sich dabei aller-
dings nicht um Vollzugsaufgaben handeln soll. Bei der Kontrolle der Politikfinanzierung im 
Sinne des BPR handelt es sich indessen genuin um eine Controllingaufgabe, die in einem 
vergleichbaren Umfeld einer privaten Unternehmung der first line zugewiesen wird. Auch 
dies widerspricht Strukturelementen internationaler Standards. Vielmehr muss die Durch-
führung dieser Controllingaufgabe alsdann durch die interne und externe Revision überprüft 
werden. 
 
Die öffentliche Berichterstattung über Prüfergebnisse ist zentral für eine oberste Rech-
nungskontrollbehörde (INTOSAI-P1). Elemente sind dabei die Sicherstellung einer ange-
messenen Transparenz und Rechenschaftspflicht sowie die Berichterstattung zu Prüfungs-
ergebnissen (INTOSAI-P12). Der Grundsatz der Transparenz beinhaltet die Pflicht, über die 
Prüfungsfeststellungen und Schlussfolgerungen öffentlich zu berichten (INTOSAI-P20). Zu 
diesen Vorgaben stehen die Regelungen von Art. 15 VPofi in einem gewissen Spannungs-
feld: Die EFK muss im Bereich der Politikfinanzierung allenfalls auch unzutreffende Anga-
ben publizieren und darf keine Korrekturen vornehmen oder auf Unstimmigkeiten hinwei-
sen. Dass die EFK einen Hinweis anbringt, wonach sie die Richtigkeit der veröffentlichten 
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Angaben und Dokumente nicht gewährleiste, ändert dieses Spanungsverhältnis nicht 
grundsätzlich. 
 
Wenn gemäss den ORKB-Standards erwartet wird, dass oberste Rechnungskontrollbehör-
den ihre Aufgaben nur dann objektiv und wirkungsvoll erfüllen können, wenn sie von der 
überprüften Stelle unabhängig gestellt sind, kann daraus folgendes abgeleitet werden: Die 
Kontrolle der Politikfinanzierung als Vollzugsaufgabe muss ihrerseits der Kontrolle durch 
eine oberste Rechnungskontrollbehörde zugänglich sein. Soweit die EFK mit Kontrolltätig-
keiten einer Vollzugsbehörde betraut ist (wie dies vorliegend der Fall ist), kann sie selbst-
redend diese Tätigkeit nicht beaufsichtigen. Insofern besteht gegenwärtig ein Aufsichtsva-
kuum. 
 
Die Übertragung der Kontrolltätigkeit über die Politikfinanzierung auf die EFK steht demzu-
folge im Widerspruch zu Strukturelementen der INTOSAI-Standards. Dieses Ergebnis kann 
im internationalen Kontext zu einer Schwächung der Reputation der EFK führen. Zudem 
kann die Nichteinhaltung von internationalen Standards die Glaubwürdigkeit der EFK als 
oberstes Finanzaufsichtsorgan und damit die zwischenstaatlichen Beziehungen bzw. die 
Zusammenarbeit mit Finanzaufsichtsorganen anderer Länder erschweren. Diese Schwä-
chung der Reputation der EFK im internationalen Kontext kann überdies auch die Glaub-
würdigkeit bzw. die Vertrauenswürdigkeit der EFK im innerstaatlichen Verhältnis beein-
trächtigen. 
 
 
7.2 Wie gewichtig sind die von der EFK vorgebrachten Risiken (Unabhängigkeit, Repu-

tation, Glaubwürdigkeit) für die Ausübung des Kernauftrages, sofern diese Voll-
zugsaufgabe weiterhin durch die EFK wahrgenommen würde? 

Die EFK ist zwar in der Bundesverfassung nicht ausdrücklich verankert, doch kommt ihren 
zentralen Wesenselementen bezüglich Stellung und Aufgaben gemäss FKG materiell Ver-
fassungscharakter zu. Der Gesetz- und Verordnungsgeber ist mithin nicht frei, von diesen 
Grundlagen abzuweichen bzw. diese beliebig zu konkretisieren. Dies setzt der Übertragung 
von Verwaltungsaufgaben an die EFK Grenzen. So können ihr insbesondere nicht Aufga-
ben übertragen werden, die ihre Unabhängigkeit beeinträchtigen oder ihre Stellung als 
oberste Finanzaufsichtsbehörde unterlaufen bzw. gefährden. In diesem Zusammenhang zu 
beachten ist, dass die EFK gemäss Art. 1 Abs. 2 FKG die Übernahme von Sonderaufträgen 
des Bundesrates oder der Bundesversammlung ablehnen kann, wenn diese die Unabhän-
gigkeit und Unvoreingenommenheit ihrer künftigen Prüftätigkeit oder die Abwicklung des 
Revisionsprogrammes gefährden. 
 
Wie von BIAGGINI ausgeführt ist darauf hinzuweisen, dass es bei diesen Kontrolltätigkeiten 
um den administrativen Vollzug gesetzlicher Vorschriften geht, die im Kontext der Finanz-
aufsicht im Bereich der verfassungsmässigen Finanzkompetenzen der Bundesversamm-
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lung bzw. der verfassungsmässigen (Ober-) Aufsichtsaufgaben als systemwidrig erschei-
nen. 
 
Als systemwidrig zu bezeichnen ist zudem, dass die EFK mit der Beaufsichtigung privater 
Mittel betraut worden ist, beaufsichtigt doch die EFK gemäss ihren angestammten Aufgaben 
die Verwendung staatlicher Mittel. 
 
Bereits BIAGGINI gelangte in seinen Ausführungen zum Ergebnis, dass die Zuweisung zu-
sätzlicher Aufgaben an die EFK die Erfüllung der angestammten, in Selbständigkeit und 
Unabhängigkeit zu erfüllenden Aufgaben erschweren oder gar gefährden könnte. 
 
Die öffentliche Berichterstattung über Prüfergebnisse ist zentral für eine oberste Rech-
nungskontrollbehörde. Ihre Glaubwürdigkeit hängt massgeblich davon ab, als unabhängig, 
kompetent und öffentlich rechenschaftspflichtig für ihre Tätigkeiten gesehen zu. Diese Vor-
gaben stehen in einem Spannungsfeld insbesondere zu Art. 15 VPofi. Die EFK weist zwar 
darauf hin, dass sie die Richtigkeit der veröffentlichten Angaben und Dokumente nicht ge-
währleiste. Die EFK muss aber im Bereich der Politikfinanzierung auch unzutreffende An-
gaben publizieren und darf keine Korrekturen vornehmen oder auf Unstimmigkeiten hinwei-
sen. Die eingeschränkte Berichterstattung kann bei nicht mit der Materie vertrauten 
Leserschaft dazu führen, dass ihre Glaubwürdigkeit bzw. Reputation Schaden nimmt. 
  
Hinzu kommt, dass das Thema der Politikfinanzierung stark politisiert – wenn nicht gar po-
litisch aufgeladen – ist. Insofern könnte die EFK unter politischen Druck geraten, was ihre 
Eigenständigkeit und Unabhängigkeit potenziell zusätzlich gefährdet. Es entsteht mithin die 
Gefahr, dass dadurch zum Beispiel das Parlament die finanziellen Mittel der EFK kürzen 
könnte. Dies würde den Wirkungsgrad der EFK eingrenzen. 
 
In Anbetracht dessen scheint es als geboten, die Kontrolle der Politikfinanzierung einer Be-
hörde der zentralen Bundesverwaltung zu übertragen, wie dies gemäss der Konzeption der 
Staatspolitischen Kommission des Ständerates vorgesehen gewesen ist. Die parlamentari-
sche Beratung hat daran nichts geändert. Die Übertragung der Kontrolle der Politikfinanzie-
rung an die EFK als Teil der dezentralen Bundesverwaltung widerspricht demzufolge dem 
Willen des Gesetzgebers. Allenfalls käme für diese Aufgabe die Bundeskanzlei oder eine 
neu zu schaffende Behörde in Betracht. Die Durchführung der entsprechenden Kontrolltä-
tigkeiten würde anschliessend durch die EFK bei Bedarf risikoorientiert überprüft werden. 
 
 
7.3 Wie sind die Aufgaben in anderen Ländern sowie in den Schweizer Kantonen und 

Städten angesiedelt? 

Aufgrund der unterschiedlichen Konstellationen der Parteienfinanzierung (namentlich staat-
liche oder private Finanzierung) in den Nachbarländern lassen sich aus der vergleichenden 
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Betrachtung der Modelle lediglich beschränkt übertragbare Hinweise ableiten. Die Übersicht 
zeigt indessen, dass in den umliegenden Ländern nur gerade in einem einzigen Staat die 
oberste Rechnungskontrollbehörde mit Vollzugsaufgaben bezüglich der Parteienfinanzie-
rung betraut ist – und dort lediglich mit der Veröffentlichung. Im Übrigen sind es Wirtschafts-
prüfer bzw. Wirtschaftsprüfungsgesellschaften oder eine eigene unabhängige Vollzugbe-
hörde. Dies ist auch insofern bemerkenswert, als dass in einem Modell der staatlichen 
Parteienfinanzierung die Kontrolle durch eine oberste Rechnungskontrollbehörde noch eher 
begründet werden könnte als dies in der Schweiz der Fall ist, wo die Finanzierung mit pri-
vaten Mitteln erfolgt. 
 
Gemäss einem Länderbericht auf kantonaler Ebene in der Schweiz wird festgehalten, dass 
um die Unabhängigkeit und Objektivität der Finanzkontrolle zu gewährleisten, sie nicht mit 
Vollzugsaufgaben betraut werden darf. Für die Kantone sowie für die kommunale Stufe gibt 
es in der Schweiz ein Mustergesetz für die Finanzkontrolle,79 das in vielen Kantonen über-
nommen worden ist und das sich an der Regelung des Finanzkontrollgesetzes des Bundes 
orientiert. Das Mustergesetz für die Finanzkontrolle sieht die Kontrolle der Politikfinanzie-
rung nicht vor. Die Übersicht über die Umsetzung in Kantonen und Städten zeigt denn auch, 
dass nur in wenigen Kantonen die Finanzkontrollen mit Vollzugsaufgaben bezüglich der 
Politikfinanzierung betraut sind. Vielmehr werden dazu die Staatskanzleien oder Dritte ein-
gesetzt. Soweit die Finanzkontrollen mit Kontrollen bezüglich der Politikfinanzierung betraut 
sind, handelt es sich teilweise um nachgelagerte Kontrollen. In den Städten erfolgt der Auf-
gabenvollzug vollumfänglich durch die Stadtkanzleien ohne Einbezug der Finanzkontrollen. 
 
 
7.4 Falls entschieden wird, diese Vollzugsaufgabe bei der EFK zu belassen, unter wel-

chen Bedingungen sollte dies erfolgen?  

Die vorliegende Studie gelangt sowohl in Anbetracht der INTOSAI-Standards also auch aus 
verfassungsrechtlicher Sicht (Stellung und Aufgaben der EFK als materielles Verfassungs-
recht) sowie aufgrund der Konzeption der Aufsicht einer obersten Finanzkontrolle ein-
schliesslich einer länder- und kantonsvergleichenden Betrachtung und vor dem Hintergrund 
der Entstehungsgeschichte der Transparenzregeln zur Politikfinanzierung (Änderungen des 
BPR) zum Ergebnis, dass die EFK nicht mit Vollzugsaufgaben im Bereich der Politikfinan-
zierung betraut werden sollte, wie dies der Bundesrat in Art. 7 VPofi getan hat. 
 
Infolgedessen erübrigt sich die Beantwortung der Frage, unter welchen Bedingungen diese 
Vollzugsaufgabe allenfalls bei der EFK belassen werden könnte. 
 
 

 
79 Beschluss GV der Fachvereinigung vom 22. Juni 2001 <https://grosserrat.bs.ch/doku-

mente/100136/000000136472.pdf> (besucht am 2. Dezember 2025). 
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8. Zusammenfassung und Ergebnis 

− Der EFK Vollzugsaufgaben zu übertragen gefährdet die Wahrnehmung ihres Auftrags als 
oberste Finanzaufsichtsbehörde, was auch verfassungsrechtlich problematisch ist. Die mit 
dieser Aufgabenübertragung gefährdete Unabhängigkeit der EFK steht zudem auch im 
Widerspruch zu Strukturelementen internationaler Standards (INTOSAI). 

− Bei den der EFK übertragenen Kontrolltätigkeiten handelt es sich nicht um solche, die 
im Zusammenhang mit ordnungsgemässer Verwaltung und sachgemässer und wirt-
schaftlicher Haushaltsführung stehen, wie dies die INTOSAI-Leitlinien für zusätzliche 
Aufgaben von obersten Finanzkontrollbehörden vorsehen. Vielmehr geht es bei dieser 
Kontrolltätigkeit um eine Aufgabe im Sinne der Transparenz der Politikfinanzierung aus 
privaten Mitteln. Die Übertragung der Kontrolltätigkeit über die Politikfinanzierung steht 
demzufolge im Widerspruch zu wesentlichen Elementen der INTOSAI-Leitlinien.  

− Bei der Kontrolle der Politikfinanzierung handelt es sich um eine Vollzugsaufgabe, die 
in einem vergleichbaren Umfeld einer privaten Unternehmung der first line zugewiesen 
wird. Diese Aufgabenzuweisung an die EFK widerspricht den Strukturelementen der IN-
TOSAI-Leitlinien. Denn diesen zufolge können obersten Finanzkontrollbehörden zwar 
weitere Aufgaben zugewiesen werden. Dabei soll es sich allerdings nicht um Vollzugs-
aufgaben handeln. 

− Die öffentliche Berichterstattung über Prüfergebnisse ist gemäss den INTOSAI-Leitli-
nien zentral für eine oberste Rechnungskontrollbehörde. Die EFK muss im Bereich der 
Politikfinanzierung allenfalls auch unzutreffend Angaben publizieren und darf keine Kor-
rekturen vornehmen oder auf Unstimmigkeiten hinweisen. Die eingeschränkte Bericht-
erstattung kann dazu führen, dass ihre Glaubwürdigkeit bzw. Reputation bei mit der Ma-
terie nicht vertrauten Leserschaft Schaden nimmt. 

− Die Nichteinhaltung von INTOSAI-Leitlinien kann im internationalen Kontext zu einer 
Schwächung der Reputation der EFK führen. Zudem kann die Nichteinhaltung von inter-
nationalen Standards die Glaubwürdigkeit der EFK als oberstes Finanzaufsichtsorgan und 
damit die zwischenstaatlichen Beziehungen bzw. die Zusammenarbeit mit Finanzauf-
sichtsorganen anderer Länder erschweren. Diese Schwächung der Reputation der EFK im 
internationalen Kontext kann überdies auch die Glaubwürdigkeit bzw. die Vertrauenswür-
digkeit der EFK im innerstaatlichen Verhältnis beeinträchtigen. 

− Bei der Kontrolle der Politikfinanzierung geht es um den administrativen Vollzug gesetzli-
cher Vorschriften, die sich an private Organisationen richten und nicht um die Finanzauf-
sicht über Staatsmittel. Diese Aufgabe der Kontrolle der Politikfinanzierung bei der EFK 
anzusiedeln ist demzufolge nach der Konzeption der Finanzaufsicht systemwidrig. 

− Diese Systemwidrigkeit zeigt sich auch darin, dass die Kontrolle der Politikfinanzierung als 
Vollzugsaufgabe ihrerseits der Kontrolle durch eine oberste Rechnungskontrollbehörde 
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überprüft werden muss. Diese kann selbstredend nicht die gleiche Behörde wie die Voll-
zugskontrollbehörde sein. 

− Der Bericht der Staatspolitischen Kommission des Ständerates betreffend Parlamentari-
sche Initiative „Mehr Transparenz in der Politikfinanzierung“ ging von einer Behörde der 
zentralen Bundesverwaltung als Kontrollbehörde aus. Die parlamentarische Beratung hat 
darin nichts geändert. Die Übertragung der Kontrolle der Politikfinanzierung an die EFK als 
Teil der dezentralen Bundesverwaltung widerspricht demzufolge dem Willen des Gesetz-
gebers. 

− Die Übersicht über die Regelungen betreffend Parteienfinanzierung in den umliegenden 
Ländern zeigt, dass nur in einem einzigen Staat die oberste Rechnungskontrollbehörde 
mit Vollzugsaufgaben bezüglich der Parteienfinanzierung betraut ist – und dort lediglich 
mit der Veröffentlichung. Im Übrigen sind es Wirtschaftsprüfer bzw. Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften oder eine eigene unabhängige Vollzugbehörde oder eine Verwaltungsein-
heit der Zentralverwaltung. 

− Gemäss einem Länderbericht auf kantonaler Ebene in der Schweiz wird festgehalten, 
dass um die Unabhängigkeit und Objektivität der Finanzkontrolle zu gewährleisten, sie 
nicht mit Vollzugsaufgaben betraut werden darf. Das Mustergesetz für die Finanzkon-
trolle sieht die Kontrolle der Politikfinanzierung nicht vor. Die Übersicht über die Umset-
zung in Kantonen und Städten zeigt denn auch, dass nur in wenigen Kantonen die Fi-
nanzkontrollen mit Vollzugsaufgaben bezüglich der Politikfinanzierung betraut sind. 
Vielmehr werden dazu die Staatskanzleien oder Dritte eingesetzt. Soweit die Finanz-
kontrollen mit Kontrollen bezüglich der Politikfinanzierung betraut sind, handelt es sich 
teilweise um nachgelagerte Kontrollen. Der Aufgabenvollzug in den Städten erfolgt voll-
umfänglich durch die Stadtkanzleien – ohne Einbezug der städtischen Finanzkontrollen 
bzw. der städtischen Finanzinspektorate. 

− Das Thema Politikfinanzierung ist stark politisiert – wenn nicht gar politisch aufgeladen. 
Insofern könnte die EFK unter politischen Druck geraten, was ihre Eigenständigkeit und 
Unabhängigkeit potenziell gefährdet. Es entsteht mithin die Gefahr, dass dadurch eine 
unabhängige Prüfung in Mitleidenschaft gezogen bzw. die Reputation der EFK in ihrem 
Kerngebiet, der Finanzoberaufsicht, gefährdet wird.  

− In diesem Zusammenhang zu beachten ist, dass die EFK gemäss Art. 1 Abs. 2 FKG die 
Übernahme von Sonderaufträgen des Bundesrates oder der Bundesversammlung ab-
lehnen kann, wenn diese die Unabhängigkeit und Unvoreingenommenheit ihrer künfti-
gen Prüftätigkeit oder die Abwicklung des Revisionsprogrammes gefährden. 

− Zu beachten ist im schliesslich, dass die wesentlichen Bestimmungen zu Organisation und 
Aufgaben der EFK im Finanzkontrollgesetz als materielles Verfassungsrecht gelten. Ver-
fassungsrang dürften Normen zur Stellung der EFK, zu den Aufgaben sowie zur Garantie 
der Unabhängigkeit aufweisen. Damit wird vorgebeugt, dass einer Rechnungskontrollbe-
hörde vom einfachen Gesetzgeber so viele Aufgaben zugewiesen werden können, dass 
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sie ihre Kernaufgabe der Finanzkontrolle nicht mehr im nötigen Ausmass wahrnehmen 
kann. 

Demzufolge ergibt sich insgesamt, dass die EFK nicht mit der Kontrolle der Politikfinanzie-
rung betraut werden sollte, wie dies der Bundesrat in Art. 7 VPofi getan hat. 
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